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Tagesordnung:

ÖFFENTLICHE SITZUNG

1 Eröffnung der Sitzung

51 Stadtjugendamt
2 Mitgliedschaft im Jugendhilfeausschuss der Stadt Bamberg;

hier: Wechsel Vertreter des Amtsgerichts Bamberg
VO/2019/2792-51
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3 Kosten für Inobhutnahmen von Kindern im Ankerzentrum VO/2019/2804-51
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5 Genehmigung der Niederschrift vom 25.07.2019

Bamberg,

Andreas Starke
Oberbürgermeister
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Sitzungsvorlage

Federführend:
51 Stadtjugendamt

Beteiligt:

Vorlage- Nr:

Status:

Aktenzeichen:
Datum:
Referent:

VO/2019/2792-51

öffentlich

14.10.2019
Ralf Haupt

Mitgliedschaft im Jugendhilfeausschuss der Stadt Bamberg;
hier: Wechsel Vertreter des Amtsgerichts Bamberg
Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

14.11.2019 Jugendhilfeausschuss Empfehlung
27.11.2019 Stadtrat der Stadt Bamberg Entscheidung

I. Sitzungsvortrag:

Mit Schreiben vom 19.08.2019 ersucht die Direktorin desAmtsgerichts Bamberg um die Entbindung 
von Herrn RiAG Dr. Michael Herbst, da dieser zum 01.09.2019 eine neue Geschäftsaufgabe über-
nimmt.

Mit gleichem Schreiben wird als Nachfolger Herr RiAG Matthias Schmolke vorgeschlagen. 

Die Beendigung der Mitgliedschaft im Jugendhilfeausschuss ist in Art. 10‚ Abs. 2 AGSG geregelt. 
Unter anderem ist dies möglich, wenn das Mitglied aus wichtigem Grund seinen Rücktritt erklärt. Ob 
ein wichtiger Grund vorliegt, entscheidet der Jugendhilfeausschuss. Es wird vorgeschlagen, dem 
Wechsel zuzustimmen.

II. Beschlussvorschlag:

1. Der Jugendhilfeausschuss befürwortet das Ausscheiden von Herrn Dr. Herbst und spricht
ihm Dank für seine Tätigkeit aus.

2. Der Jugendhilfeausschuss empfiehlt dem Stadtrat, Herrn Matthias Schmolke als stellvertretendes 
beratendes Mitglied und zum Nachfolger von Herrn Dr. Herbst zu berufen.
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III. Finanzielle Auswirkungen:

Der unter II. empfohlene Beschlussantrag verursacht 

X 1. keine Kosten 
2. Kosten in Höhe von  für die Deckung im laufenden Haushaltsjahr bzw. im geltenden 

Finanzplan  gegeben ist 
3. Kosten in Höhe von  für die keine Deckung im Haushalt gegeben ist. Im Rahmen der 

vom Antrag stellenden Amt/Referat zu bewirtschaftenden Mittel wird folgender De-
ckungsvorschlag gemacht: 

4. Kosten in künftigen Haushaltsjahren:  Personalkosten:  Sachkosten: 

Falls Alternative 3. und/oder 4. vorliegt:

In das Finanzreferat zur Stellungnahme.

Stellungnahme des Finanzreferates:

Anlage/n:
Schreiben AG Bamberg vom 19.08.2019

Verteiler:
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Direktorin des Amtsgerichts Bamberg, 96045 Bamberg
Sachbearbeiterin

Frau Göller

Telefon
0951 833-23't5

Telefax
0951 833-2330

Herrn Jugendamtsleiter
Tobias Kobold
Stadtjugendamt Bamberg
Postfach 11 03 23
96031 Bamberg

Kein Zugang für formbedürfrige
Erklärungen in Rechtssachen

lhr Zeichen, lhre Nachricht vom

51-JHA

Bitte bei Antwort angeben
Unser Zeichen

AG BA 6210E-'1015t2017

Datum

19. August 2019

Jugendhilfeausschuss des Landkreises Bamberg; Berufung von beratenden
Mitgliedern (Wechsel RiAG Dr. Herbst / RiAG Schmolke))

Herr Richter am Amtsgericht Dr. Herbst wird mit Wirkung zum 01.09.2019 eine

andere Geschäftsaufgabe wahrnehmen und kann deshalb das Amt des

beratenden Mitglieds im Jugendhilfeausschuss der Stadt Bamberg nicht mehr

wahrnehmen.

Als beratendes Mitglied im Jugendhilfeausschuss schlage ich Herrn Richter am

Amtsgericht Matthias Schmolke vor, der ab 01 .09.2019 Familienrichter ist.

Mit freundlichen Grüßen

BriefJHausanschrift:
96045 Bamberg

1

Oienstgebäude:
Synag€enplatz 1

96047 Bamberg

lntemet:
www rustrz bavern de

T.lelon-V.rmlttlung:
0951 833-0

Ge3chäft3zeiten:
Wegen der Gleitzeit erreichen Sie dre
Miterbeiler am sichersten
Mo 'Do.r 08.00 -'12 00 Uhr

13 30 - 15 00 Uhr
Fr 08 00 - 12 00 Uhr

Ölfontliche V.rkehrsmittel
Stadlbuslinie 909
Hallestelle Synagogenplat2

Konto:
Bayer Landesbank
Girozenlrale München
BLZ 700 s00 00
Konlo 24 919
IBAN: DE34 7005 0000 0000 0249 19
BIC: BYLADEMMXXX

Die Direktorin des Amtsgerichts
Bamberg

EINGANG

k r, A::s. ?.:is

}IßEffS:itr E-irail
poststelle@ag-ba. bayern.de

Sehr geehrter Herr Kobold,
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Sitzungsvorlage

Federführend:
51 Stadtjugendamt

Beteiligt:

Vorlage- Nr:

Status:

Aktenzeichen:
Datum:
Referent:

VO/2019/2804-51

öffentlich

16.10.2019
Ralf Haupt

Kosten für Inobhutnahmen von Kindern im Ankerzentrum
Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

14.11.2019 Jugendhilfeausschuss Kenntnisnahme

I. Sitzungsvortrag:

Zur Anfrage der Fraktion Bamberger Allianz vom 28.07.2019 (siehe Anlage) hinsichtlich der 
Kosten für Inobhutnahmen von Kindern aus dem ANKER-Zentrum und der Kostenübernahme 
durch den Bezirk Oberfranken bzw. die Regierung von Oberfranken wird folgendes berichtet:

Die auf dem früheren US-Gelände in Bamberg entstandene ANKER-Einrichtung Oberfranken 
(AEO) ist die erste Anlaufstelle für Asylbewerber in Oberfranken. 
Im September 2015 wurde die Aufnahme- und Rückführungseinrichtung II (ARE II) geschaf-
fen, die in die Besondere Aufnahmeeinrichtung nach § 30a AsylG überführt wurde. Im Juli 
2016 wurde diese mit der regulären Erstaufnahmeeinrichtung, welche von Bayreuth nach Bam-
berg verlegt wurde, zur Aufnahmeeinrichtung Oberfranken (AEO) verschmolzen. Die dritte 
Säule war ab September 2016 ihre Funktion als Ankunftszentrum des BAMF. 
Seit dem 01.08.2018 fungiert sie als eine der acht bundesweiten ANKER-Einrichtungen.

Zu unterscheiden ist zunächst zwischen Inobhutnahmen von unbegleiteten minderjährigen Aus-
ländern, sog. umA (Einreise ins Bundesgebiet ohne Personensorgeberechtigten) und Inobhut-
nahmen von begleiteten minderjährigen Ausländern (Einreise ins Bundesgebiet in Begleitung 
mindestens eines Personensorgeberechtigten). 

Bei unbegleiteten minderjährigen Ausländern wird vom Stadtjugendamt Bamberg zunächst eine 
vorläufige Inobhutnahme nach § 42a SGB VIII vorgenommen (die Zuständigkeit ergibt sich in 
diesen Fällen aus § 88a Abs. 1 SGB VIII) und anschließend ein Verteilungsverfahren gem. § 
42b SGB VIII (sofern eine Verteilung nicht gem. § 42b Abs. 4 SGB VIII ausgeschlossen ist) 
durchgeführt. Da die Durchführung des Verteilungsverfahrens innerhalb eines Monats erfolgen 
soll, geht die Zuständigkeit für diese Inobhutnahmen bereits nach kurzer Zeit auf andere Ju-
gendämter über. 

Die Kostenerstattung für Inobhutnahmen von umA erfolgt nach den gesetzlichen Vorschriften 
(hier § 89d SGB VIII) durch den Bezirk Oberfranken.
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Die Zuständigkeit für Inobhutnahmen begleiteter minderjähriger Ausländer ergibt sich dagegen 
aus § 87 Satz 1 SGB VIII, für die Kostenerstattung ist § 89b SGB VIII anzuwenden.

Die Entwicklung der Fallzahlen der Inobhutnahmen begleiteter Kinder in der ANKER-Einrich-
tung stellt sich folgendermaßen dar:

Jahr IO-Fälle 
gesamt

davon Anker-
zentrum Kosten gesamt davon Anker-

zentrum
2015 29 0 70.138,70 € 0,00 €
2016 32 8 101.959,27 € 7.466,22 €
2017 44 7 169.514.86 € 16.779,63 €
2018 53 22 209.352,31 € 38.441,64 €
2019* 39 18 232.308.80 € 53.195,14 €

*bis 30.09.2019

Gründe für die Inobhutnahmen begleiteter Kinder in der ANKER-Einrichtung sind hierbei in 
der Regel nicht akute Gefährdungssituationen im klassischen Sinn (z.B. Gewalt gegen Kinder, 
Vernachlässigung). Vielmehr liegen die Ursachen oftmals im – anders als bei einheimischen 
Bamberger Familien – fehlenden sozialen Backup der im ANKER-Zentrum untergebrachten Fa-
milien. Die Hauptgründe für Inobhutnahmen stellen akut notwendig werdende stationäre Kran-
kenhausaufenthalte von alleinerziehenden Elternteilen dar. Daneben kommt es zu Inobhutnah-
men, wenn Kindseltern in Abschiebehaft genommen werden.

Die Dauer solcher Inobhutnahmen beträgt in der Regel nur wenige Tage (die durchschnittliche 
Dauer 2018 lag bei 12 Tagen; im Vergleich durchschnittliche Dauer der Inobhutnahmen ohne 
ANKER-Hintergrund lag 2018 bei 47 Tagen), so dass sich die Kosten hierfür bislang noch in 
Grenzen gehalten haben.

Die Kosten für Inobhutnahmen von begleiteten Kindern im ANKER-Zentrum seit September 
2015 bis September 2019 beliefen sich insgesamt auf 115.883,63 €.

Eine Erstattung dieser Kosten erfolgt nicht aufgrund der Vereinbarung mit der Bayerischen 
Staatsregierung, sondern gemäß den gesetzlichen Regelungen.

Sämtliche Fälle wurden bzw. werden nach § 89b Abs. 2 SGB VIII beim Bezirk Oberfranken zur 
Kostenerstattung angemeldet. In manchen Fallkonstellationen bestehen auf Seiten des Bezirkes 
Zweifel, ob die gesetzlichen Voraussetzungen für eine Kostenerstattungspflicht tatsächlich vor-
liegen. Deshalb hat der Bezirk Oberfranken bislang noch nicht in allen Fällen seine Pflicht zur 
Kosterstattung anerkannt. Auf dem nächsten Bezirkstag soll u.a. über diese Fallkonstellationen 
diskutiert und eine entsprechende Empfehlung für alle Bezirke ergehen.

Das Stadtjugendamt Bamberg steht im Austausch mit anderen Jugendämtern; die ANKER-Zen-
tren in ihrem Zuständigkeitsbereich haben. Auch dort werden die gleichen Erfahrungen ge-
macht.

Das Stadtjugendamt Bamberg vertritt die Auffassung, dass in allen Fällen eine Kostenerstat-
tungspflicht besteht und wird diese im Verwaltungsweg auch weiterhin einfordern. Sollte dies 
nicht gelingen, wird das Stadtjugendamt in den entsprechenden Fällen Klage gegen den Bezirk 
Oberfranken erheben.

Von den insgesamt 55 Inobhutnahmefällen begleiteter Kinder aus dem ANKER-Zentrum wurde 
vom Bezirk Oberfranken bislang in 19 Fällen die Pflicht zur Kostenerstattung anerkannt. In den 
restlichen 36 Fällen wird derzeit auf dem Verwaltungsweg versucht, die Kostenanerkenntnisse 
durch den Bezirk Oberfranken zu erlangen.
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Hinsichtlich der Kostenerstattung ergibt sich somit folgender aktueller Stand:

Inobhutnahmekosten bis 30.09.2019 insgesamt 115.882,63 €

bislang eingegangene Erstattungen   12.218,20 €

noch ausstehende Erstattungen,   24.058,74 €
für die bereits Kostenanerkenntnisse vorliegen

noch laufende Erstattungsverfahren,    79.605,69 €
für die noch keine Kostenanerkenntnisse vorliegen

II. Beschlussvorschlag:

1. Von den Ausführungen wurde Kenntnis genommen.

2. Der Antrag Bamberger Allianz vom 28.07.2019 ist damit geschäftsordnungsgemäß behandelt.

III. Finanzielle Auswirkungen:

Der unter II. empfohlene Beschlussantrag verursacht 

X 1. keine Kosten 
2. Kosten in Höhe von  für die Deckung im laufenden Haushaltsjahr bzw. im geltenden Fi-

nanzplan  gegeben ist 
3. Kosten in Höhe von  für die keine Deckung im Haushalt gegeben ist. Im Rahmen der vom 

Antrag stellenden Amt/Referat zu bewirtschaftenden Mittel wird folgender Deckungsvor-
schlag gemacht: 

4. Kosten in künftigen Haushaltsjahren:  Personalkosten:  Sachkosten: 

Falls Alternative 3. und/oder 4. vorliegt:

In das Finanzreferat zur Stellungnahme.

Stellungnahme des Finanzreferates:

Anlage/n:
Antrag BA-Stadtratsfraktion vom 28.07.2019

Verteiler:
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An den
OberbürBermeister der Stadt Bamberg

Herrn Andreas Starke

Rathaus Maxplatz
96047 BamberB

BAAIBERGER

ALLIANZ

Dr Ursula Redler, stadträtin

Fraktion Bam berger Alliana

,akobsberg 15

96049 Earnberg

Te|.0170 5O55599

E-mail: urrula.redler@gmail.com
ww\& bomlerßer-il lian!-d!

Bamberg, 28.07 .2019

Kosten für lnobhutnahmen von Kindern im Ankerrentrum; hier: Antrag

sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

laut Bericht des.,ugendamts haben die Zahlen der lnobhutnahmen von Kindern im Ankerzentrum,

z.B. wegen akuter Krankenhausaufenthalte der allein erziehenden Elternteile, weiter zugenommen.

Daher stellt sich - wie im Jugendhilfeausschuss bereits vom Kollegen Schwimmbeck aufgeworfen - die

Frage, wer die hierfür anfallenden Kosten trägt. Von der Regierung von Oberfranken sei zugesichert

worden, dass zusätzliche (osten nicht an der stadt hängen bleiben. Es handelt sich beiden hier ange-

sprochenen Kosten aber um ganz erhebliche Beträge, die bis dato seit Einrichtung des Ankeeent-

rums (ehemals ARE und AEO) tatsächlich von der stadt übernommen werden.

Namens der BA-stadtratsfraktion beantraBe ich daher, dass die Verwaltung

einerseits die tatsächlich scit 2015 entstandenen Mehrkosten durch lnobhutnahmcn von Kindem

im Ankencntrum d.rlegl und

andererseits die l(ostenübernahme durch den Bezlrk urd/oder die Staatsretierung eincr Überprü-

fung bzw. Beurertung unterzieht.

Wir bitten um Bericht im nächsten Fachsenat.

Vielen Dank.

Mit freu ndlichen Grüßen

t,

Dr. Ursula Redlel BA-Fräktion

I
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Sitzungsvorlage

Federführend:
51 Stadtjugendamt

Beteiligt:

Vorlage- Nr:

Status:

Aktenzeichen:
Datum:
Referent:

VO/2019/2806-51

öffentlich

17.10.2019
Ralf Haupt

Beteiligungs- und Mitbestimmungsmöglichkeiten von jungen Menschen
Beratungsfolge:
Datum Gremium Zuständigkeit

14.11.2019 Jugendhilfeausschuss Empfehlung
27.11.2019 Stadtrat der Stadt Bamberg Entscheidung

I. Sitzungsvortrag:

Jugendarbeit hat die Aufgabe, junge Menschen auf ihrem persönlichen Weg zu begleiten, sie zu befä-
higen sich an Entscheidungen zu beteiligen, eigene Interessen zu formulieren, ihren Anliegen Gehör 
zu verschaffen und aktiv mit ihnen Demokratie zu gestalten. Die Aufgabe der Jugendarbeit ist in 
§ 11 SGB VIII normiert. Demokratiebildung ist mehr als reine Wissensvermittlung. Gerade vor dem 
Hintergrund des demographischen Wandels ist eine gleichberechtigte Teilhabe junger Menschen uner-
lässlich für die Zukunftsfähigkeit der Kommunen. 

So unterschiedlich junge Menschen sind, so vielfältig sind auch ihre Themen und die Beteiligungs- 
und Mitbestimmungsmöglichkeiten. Grundsätzlich muss zwischen Mitsprache, Mitgestaltung und Mit-
bestimmung unterschieden werden. Die unterschiedlichen Formen können den gleichen Namen tragen 
und dennoch von Kommune zu Kommune stark variieren. Im Wesentlichen wird zwischen parlamen-
tarischen und repräsentativen Formen (z.B. Jugendparlamente), offenen Beteiligungsformaten (z.B. 
Jugendkonferenzen, Jugendforen, Zukunftswerkstätten,…) und projektbezogenen Formen unterschie-
den. 

Formen der Beteiligungs- und Mitbestimmungsmöglichkeiten

Die Stärke parlamentarischer Formate liegt darin, dass den gewählten Jugendlichen ein umfassen-
der Einblick in die kommunalpolitische Arbeit und die kommunale Verwaltung gewährt wird und sie 
durch die Berücksichtigung der geltenden Wahlgrundsätze zudem eine besonders hohe Legitimitäts-
grundlage aufweisen. Durch das Prinzip der Repräsentation wird allerdings nicht allen Jugendlichen 
eine aktive Beteiligung ermöglicht, zudem kann die Selektivität durch den hohen Anspruch bei der 
Mitarbeit verstärkt werden. Parlamentarische Arbeit ist oftmals sehr komplex und zeichnet sich durch 
anspruchsvolle Diskussionen aus, die den gewählten Jugendlichen gewisse Anforderungen abverlan-
gen. Somit zeigen sich besonders ältere und besser gebildete junge Menschen an parlamentarischen 
Formen interessiert bzw. haben besonders diese Jugendlichen das nötige Selbstvertrauen, sich zur 
Wahl zu stellen. Die Idee, ein Jugendparlament zu initiieren, ist eine große Herausforderung, aber 
auch eine große Chance, Jugendliche bereits sehr früh zu beteiligen, ihr Interesse an politischer Arbeit 
zu wecken und sie an demokratische Werte heranzuführen.
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Offene Beteiligungsformate zeichnen sich durch eine direkte und umfassende Beteiligung aller inter-
essierten Kinder und Jugendlichen sowie einer niedrigen Zugangsschwelle aus. Theoretisch bieten of-
fene Formen allen Interessierten die Möglichkeit, unmittelbaren Einfluss auf Entscheidungen und The-
men zu nehmen und die eigene Meinung zu vertreten. Damit wird eine breite Meinungsbasis für the-
menspezifische Projekte gelegt. Durch eine fehlende Institutionalisierung ist die Umsetzung der be-
schlossenen Ergebnisse allerdings nicht verbindlich. Oftmals sind offene Beteiligungsformate der An-
fang von Jugendbeteiligung und lassen sich einfach durch weitere Formate ergänzen. So kann z.B. die 
Einführung eines Jugendparlaments durch ein Jugendforum vorbereitet werden.

Projektbezogene Formen sind relativ einfach und spontan zu organisieren, besitzen jedoch im Regel-
fall nur eine beratende Funktion und decken den Bereich des „Mitredens“ ab. Sie beschäftigen sich mit 
einer konkreten Fragestellung zu einem bestimmten Problem, lassen sich gut strukturieren und liefern 
Ergebnisse und Einblicke in die Ansichten der Jugendlichen, an denen sich Entscheidungen orientie-
ren können. Auch deshalb sind sie gut als Ergänzung zu anderen Formaten geeignet, z.B. als Misch-
form von projektbezogenen und offenen Formaten. Auch könnten sich aus einem regelmäßig tagenden 
Jugendparlament mehr projektbezogene Formen entwickeln.

Derzeitige Situation in Bamberg

In Bamberg sind mit „Politik zum Anfassen“, dem Stadtjugendring sowie „Demokratie leben!“ und 
dem in diesem Rahmen geplanten „Jugendforum“ (November 2019), bereits verschiedene Formate 
und Grundstrukturen vorhanden. Zudem sind die Entstehung von „SkateIsland“ und die Verlegung des 
Jugendtreffs Ost ein Vorzeigeprojekt, wie Beteiligung und Engagement von jungen Menschen in pro-
jektbezogener Form gelingen kann. Ein weiterer Schritt fand durch den Austausch sowie die Ideen-
sammlung im Rahmen des Workshops „Demokratieverständnis und Partizipation“ beim „Fachtag der 
Jugendhilfeplanung: Jugendarbeit in der Stadt Bamberg“ (21.10.2019) statt. Ziel ist die Sammlung 
konkreter Vorschläge und Ideen für die Entwicklung neuer sowie die Weiterentwicklung und den Aus-
bau bereits bestehender Angebote. Ergebnis könnte ein Jugendparlament – gestaltet durch Jugendliche 
sein.

Gelingfaktoren für ein parlamentarisches Format

Das Beteiligungsformat muss so gestaltet werden, dass es für Jugendliche attraktiv erscheint, Ent-
scheidungsspielräume, Einflussmöglichkeiten und Chancen bietet sowie die Vorgänge nachvollziehbar 
sind. 

Der Arbeitsaufwand für die Initiierung eines Jugendparlaments darf jedoch nicht unterschätzt wer-
den. Der Einsatz von pädagogischem Fachpersonal, welches sich um die Initiierung sowie den Fort-
bestand des Gremiums kümmert, Beziehungsarbeit leistet, Öffentlichkeitsarbeit betreibt, Themen oder 
Anträge mit vorbereitet, die Jugendlichen coacht (Verwaltungsvorgänge, Beschlussfassung, Antrags-
tellung,…), Veranstaltungs- und Seminarplanung und die allgemeine Verwaltungstätigkeit für das 
Gremium übernimmt, ist unumgänglich.

Die Vorlaufzeit für eine Entwicklung der Struktur (Satzung) bis zur Durchführung einer Wahl muss 
ausreichend bemessen sein. Hierbei ist die Fachkraft, die in der Folge das Format betreut, bereits eng 
in die Ausgestaltung einzubeziehen.

Die Zusammenarbeit und Absprache mit wichtigen Kooperationspartnern (Schulen, Jugendtreffs, 
Vereine/Verbände,…) ist für die Initiierung und das Gelingen zwingend notwendig, da über sie die 
Zielgruppe erreicht werden muss. 

Die Zielgruppe der Gremiumsmitglieder und Wähler/innen muss gut durchdacht sein. Die Zugangs-
schwelle sollte so niedrig wie möglich sein, dass sich alle Jugendlichen, unabhängig von Schulart, Bil-
dungsstand, Stadtteil oder familiärem Hintergrund von der Idee angesprochen fühlen. Ziel muss eine 
möglichst bunte Vielfalt in der Besetzung des Gremiums und der Wählerschaft sein.
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Antrag der SPD-Stadtratsfraktion zur Einrichtung eines Jugendparlaments bereits zur Kom-
munalwahl 2020

Die Idee, ein Jugendparlament zu entwickeln, wird im Grundsatz daher positiv gesehen und könnte ei-
ne Weiterentwicklung der bisherigen Situation in Bamberg darstellen. 

Die genannten Gelingfaktoren zeigen aus Sicht der Verwaltung deutlich auf, dass keine übereilte Ent-
scheidung getroffen werden darf. Zudem ist es ein Widerspruch in sich, über die Köpfe der Jugendli-
chen hinweg eine Entscheidung über die geeignete Form deren Beteiligung zu treffen.

Die Forderung nach einem Format, in dem Jugendliche an politische Prozesse herangeführt und betei-
ligt werden, wird daher befürwortet, da die jungen Menschen durch die Auseinandersetzung sowohl 
mit gesamtgesellschaftlichen, als auch mit stadtbezogenen Themen, einen stärkeren persönlichen Be-
zug zu ihrer Region bekommen und sich mit ihrer Stadt identifizieren. Allerdings sollte bereits hier in 
der Entwicklung mit der Partizipation begonnen werden und großer Wert auf die Beteiligung der Ju-
gendlichen gelegt werden. Für die Einführung eines Beteiligungs- bzw. Mitbestimmungsformats ist 
Zeit, sorgfältige Vorbereitung und Fingerspitzengefühl erforderlich. 

Weiteres Vorgehen aus fachlicher Sicht
Durch entsprechende notwendige Personalaufstockung, ausreichend finanzielle Mittel, Vorlaufzeit und 
Vorbereitung, kann ein stimmiges niederschwelliges Konzept für Bamberg entwickelt werden, wel-
ches den Ausbau des bestehenden Angebots beinhaltet und dazu beiträgt, die Wünsche, Ideen und An-
regungen der Jugendlichen ernst zu nehmen und sie beim Erlernen demokratischer Spielregeln zu be-
gleiten. Um eine Doppelstruktur zu vermeiden und Synergieeffekte zu nutzen, ist eine enge Zusamme-
narbeit mit bereits bestehenden Formaten („Politik zum Anfassen“, „Demokratie leben!“, Amt für 
Bürgerbeteiligung, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit,…) unabdingbar.

Der eingangs aufgeführte § 11 SGB VIII zeigt, dass die Förderung von Selbstbestimmung und Mitbe-
stimmung sowie gesellschaftliche Mitverantwortung, soziales Engagement und auch Demokratiebil-
dung Aufgabe bzw. ein Schwerpunkt der Kinder- und Jugendarbeit ist. § 11 SGB VIII besagt aber 
auch, dass die Angebote an den Interessen junger Menschen anknüpfen und von ihnen mitbestimmt 
und mitgestaltet werden sollen. Aus diesem Grund wäre es wichtig, nicht ergebnisgeschlossen („Initi-
ierung eines Jugendparlaments“) an die Thematik heran zu gehen, sondern die vorhandenen Instru-
mente und Formate entsprechend auszubauen, weiterzuentwickeln und zeitgleich in den direkten Aus-
tausch mit Bamberger Jugendlichen zu gehen, um abzuklären, welches Format diese selbst als geeig-
net für sich sehen. Den Jugendlichen wird dadurch die Chance gegeben, verschiedene Mitbestim-
mungsinstrumente kennenzulernen, abzuwägen und sich dann in der Artikulation ihrer Interessen zu 
üben. 

Für die Entwicklung eines individuellen Konzeptes für Bamberg ist eine konkrete Klärung hinsichtlich 
Zielen, Zielgruppen, finanzieller und personeller Ressourcen sowie Umsetzungsmöglichkeiten not-
wendig. Junge Menschen dafür zu begeistern, Verantwortung für sich und andere zu übernehmen, 
setzt voraus, ihnen Einfluss-, Entscheidungs- und Beteiligungsmöglichkeiten zu eröffnen. Aus diesem 
Grund ist es wichtig, dass der Stadtrat geschlossen hinter der Idee, den Zielen und der Verfahrensre-
geln (Satzung) steht sowie die Arbeit der Jugendlichen unterstützt. Die jungen Menschen müssen tat-
sächlich etwas bewirken, beantragen und beschließen können. Den Anträgen und Beschlüssen muss 
vom Stadtrat entsprechend Bedeutung zugemessen und ernsthaft damit umgegangen werden. 

II. Beschlussvorschlag:

1. Der Jugendhilfeausschuss empfiehlt dem Stadtrat folgende Beschlussfassung:

Die Verwaltung wird beauftragt, unter Berücksichtigung der Vorstellungen der jungen Menschen 
und der bereits vorhandenen Möglichkeiten, zu prüfen, inwieweit ein Jugendparlament oder eine 
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ähnliche Beteiligungs- und Mitbestimmungsmöglichkeit initiiert werden kann. Dem Jugendhilfe-
ausschuss ist erneut zu berichten und ein Konzept zur Beratung vorzulegen.

2. Der Antrag der SPD-Stadtratsfraktion vom 12.09.2019 ist damit geschäftsordnungsgemäß behan-
delt.

III. Finanzielle Auswirkungen:

Der unter II. empfohlene Beschlussantrag verursacht 

X 1. keine Kosten 
2. Kosten in Höhe von  für die Deckung im laufenden Haushaltsjahr bzw. im geltenden Fi-

nanzplan  gegeben ist 
3. Kosten in Höhe von  für die keine Deckung im Haushalt gegeben ist. Im Rahmen der vom 

Antrag stellenden Amt/Referat zu bewirtschaftenden Mittel wird folgender Deckungsvor-
schlag gemacht: 

4. Kosten in künftigen Haushaltsjahren:  Personalkosten:  Sachkosten: 

Falls Alternative 3. und/oder 4. vorliegt:

In das Finanzreferat zur Stellungnahme.

Stellungnahme des Finanzreferates:

Anlage/n:
Antrag SPD-Stadtratsfraktion vom 12.09.2019

Verteiler:
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I Bayern

SPDAberf ron Ren

Antrag zur Einrichtung eines Jugendparlaments

Bamberg, den 12.09. 2019

Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister,

im Namen der SPD Stadtratsfraktion stelle ich nachfolgenden Antrag:

Der Stadtrat möge in seiner Sitzung beschließen:

Die Stadt Bamberg richtet ein Jugendparlament für junge Menschen zwischen
14 Jahren und 18 Jahren ein.

Die erste Wahl zum Jugendparlament findet zeitgleich zur Kommunalwahl am
15.03.2020 statt.

Entsprechend der modemen Kommunikationsmöglichkeiten junger Menschen
soll eine Wahlteilnahme für das Jugendparlament über WhatsApp, Online
sowie im Rahmen des Schulunterrichtes möglich sein.

Die Beschlüsse des Jugendparlamentes werden - analog den Beschlüssen
der Bürgerversammlungen - im Stadtrat behandelt.

Die Mitglieder des Bamberger Jugendparlaments werden alle zwei Jahre
gewählt.

Die Anzahl der Mitglieder des Jugendparlamentes beträgt 15 Personen.

Der Stadtrat stellt dem Jugendparlament einen eigenen Etat zur Verfügung,
über den das Gremium zum Wohle der Bamberger Jugend entscheiden kann.

Die Arbeit des ehrenamtlichen Jugendparlamentes wird durch einen
hauptamtlichen Mitarbeiter der Verwaltung unterstütä-

Die Veruvaltung wird beauftragt, auf Basis dieses Antrages eine
Venraltungssatzung für das Jugendparlament vorzubereiten und diese zur
Beratung dem Stadtrat und seinem Ausschüssen vorzulegen.

a

a

a

a

a

ll

a

Das Jugendparlament soll einmal im Monat tagen.
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Die Verwaltung erarbeitet bis zurr Novembersitzung des Stadtrates einen
Zeitplan für die Umsetzung eines Jugendparlaments im Jahr 2020

Begründung

Ein Jugendparlament ist, nach Ansicht der Antragsteller, ein geeignetes Mittel, junge
Menschen an den Entscheidungen der Stadtgesellschaft unmittetbar teilnehmen zu
lassen. Seit Monaten gehen auch in Bamberg freitags Schülerinnen und Schiller auf
die Straße und demonstrieren für einen besseren Klimaschutz und für mehr
Mitbestimmung bei gesellschaftlichen Zukunftsfragen. Sie wollen gehört werden, eine
politische Stimme haben. Für die SPD Fraktion ist ein Jugendparlament geeignet, um
die politischen Beteiligungsmöglichkeiten der Jugendlichen nachhaltig zu verbessern.

I '.-' .:-
Ein BambergEr'' 1fu§<indparlament kann dazu beitragerq riicht nur die aktuellen
Protesle und vielfältigen Aktionen junger Menschön au?ugreifen, sondern es soll
insgesamt junge Menschen auf .allen politischen Ebenen stärken und sie an den
Beteiligungsprozessen unmittehar beteiligen. lm Bamberger Jugendparlament sollen
dazu im monatlichen Turnus über alle Fragen diskutiert, Stellungnahmen erarbeitet
und diese im Stadtrat zu Gehör gebracht werden können. Junge Menschen können
so nicht nur früh mit demokratischen Spielregeln vertraut gemacht werden, sondern
können auch aktiv an Politik und den Entscheidungen beteiligt werden. Nur durch
diese Mitwirkung können junge Menschen erfahren, dass auch sie eine Stimme in
der Gesellschaft haben. Durch die Aufnahme des Jugendparlaments in die
Beratungsfolge des Stadtrats bei allen Themen, die einen jugendrelevanten Bezug
besitzen, sollen die besonderen Bedürfnisse und ggf. unterschiedlichen Standpunkte
der Jugendlichen in die Meinungsfindung der kommunalen Gremien einbezogen
werden.

Die Einrichtung eines Jugendparlaments stellt ftlr die SPD-Stadtratsfraktion einen
wesentlichen Baustein in der Beteiligung junger Bürgerinnen und Bürger bei der
Gestaltung ihres Lebensumfelds dar. Viele Kommunen haben bereits
Jugendparlamente, die die demokratische Kultur ihrer Kommunen bereichern.

Valentina Weymann
U nterbezirksvorsitzende
JUSOS Bamberg Forchheim

Felix Holland
Kreisvorsitzender
SPD Bamberg Stadt

Klaus Stieringer
F raktionsvorsitzender
SPD Bamberg
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